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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 1 KR 69/14 B 
 
L 5 KR 1117/13 (LSG Baden-Württemberg) 
S 3 KR 1887/12 (SG Ulm) 
 
 
 
………………………………., 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigter: …………………………………….., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
DAK-Gesundheit, 
Nagelsweg 27 - 31, 20097 Hamburg, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
Der 1. Senat des Bundessozialgerichts hat am 21. Juli 2014 durch den  

Präsidenten   M a s u c h    sowie die Richter   Prof. Dr.  H a u c k    und   Dr.  E s t e l m a n n  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Baden-Württemberg vom 19. Februar 2014 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Die bei der beklagten Krankenkasse versicherte Klägerin ist mit ihrem Begehren, 6260 Euro 

Kosten der ambulanten Behandlung in der Zeit vom 24.8.2011 bis 31.12.2013 durch die zur 

vertragspsychotherapeutischen Behandlung nicht zugelassene Dipl.-Psych. K.      (im Folgen-

den: K) erstattet zu erhalten und künftig ab 1.1.2014 von entsprechenden Kosten freigestellt zu 

werden, bei der Beklagten und in den Vorinstanzen erfolglos geblieben. Das LSG hat zur Be-

gründung ua ausgeführt, die selbst verschaffte Behandlung sei nicht unaufschiebbar gewesen. 

Die Beklagte habe eine Kostenübernahme und -erstattung (§ 13 Abs 3 SGB V) rechtmäßig ab-

gelehnt. Eine Versorgungslücke bestehe nicht. Die Beklagte habe der Klägerin zwei zur ver-

tragspsychotherapeutischen Behandlung zugelassene Ärzte mit freien Therapieplätzen in zu-

mutbarer Entfernung nachgewiesen. Die Klägerin habe nur Anspruch auf vertragspsychothera-

peutische Behandlung. Die ablehnende Entscheidung der Beklagten sei auch nicht kausal dafür 

gewesen, dass K die Klägerin behandelt habe. Die Klägerin sei schon anfänglich entschlossen 

gewesen, sich nur von K behandeln zu lassen (Urteil vom 19.2.2014). 

 

Die Klägerin wendet sich mit ihrer Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision im LSG-

Urteil. 

 

 

II 

 

Die Beschwerde der Klägerin ist unzulässig und daher gemäß § 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm 

§ 169 S 3 SGG zu verwerfen. Ihre Begründung entspricht nicht den aus § 160a Abs 2 S 3 SGG 

abzuleitenden Anforderungen an die Darlegung des allein geltend gemachten Revisionszulas-

sungsgrundes des Verfahrensfehlers. 

 

1. Die Klägerin bezeichnet einen Verfahrensmangel nicht ausreichend. Nach § 160 Abs 2 Nr 3 

SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf 

dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann; der geltend gemachte Verfahrensmangel 

kann nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 S 1 SGG und auf eine Verletzung des 

§ 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG 

ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. Wer eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf 

stützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen 

könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 1 SGG), muss die den Verfahrensmangel (vermeintlich) begrün-

denden Tatsachen substantiiert darlegen, um den Verfahrensmangel zu bezeichnen (§ 160a 

Abs 2 S 3 SGG; vgl hierzu zB BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 24, 36). Wer sich auf eine Verlet-
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zung der Amtsermittlungspflicht nach § 103 SGG stützt, muss daher ua einen für das Revisions-

gericht ohne Weiteres auffindbaren Beweisantrag bezeichnen. 

 

Die Klägerin erfüllt mit ihrem Vorbringen nicht diese Anforderungen an die Darlegung eines 

Verfahrensfehlers. Für das Vorbringen, das LSG habe einen entscheidungserheblichen Beweis-

antrag übergangen, wäre mit Blick auf § 160a Abs 2 S 3 SGG besonderes Vorbringen nötig 

gewesen (vgl zB BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 9 S 20 f, Nr 29 S 49, Nr 31 S 51 f). Wer sich hie-

rauf beruft, muss darlegen, dass er einen formellen Beweisantrag iS von §§ 373, 403 ZPO iVm 

§ 118 Abs 1 S 1 SGG gestellt und bis zur Entscheidung des LSG aufrechterhalten hat. Der Tat-

sacheninstanz soll durch einen solchen Antrag vor der Entscheidung nämlich vor Augen geführt 

werden, dass der Betroffene die gerichtliche Sachaufklärungspflicht noch nicht als erfüllt an-

sieht. Der Beweisantrag hat Warnfunktion (vgl BSG SozR 1500 § 160 Nr 67; BSG Beschluss 

vom 10.4.2006 - B 1 KR 47/05 B - Juris RdNr 9 mwN; BSG Beschluss vom 1.2.2013 - B 1 KR 

111/12 B - RdNr 8). Der erkennende Senat lässt die Frage offen, ob die Klägerin überhaupt 

einen förmlichen Beweisantrag bezeichnet, der für das Revisionsgericht ohne Weiteres auffind-

bar ist. Die Klägerin bezeichnet mit ihrem Vorbringen jedenfalls keinen ordnungsgemäß auf-

rechterhaltenen Beweisantrag. Nach ständiger Rechtsprechung des BSG gehört zur Bezeich-

nung eines Beweisantrags die Darlegung, dass ein anwaltlich vertretener Beteiligter einen (ech-

ten) Beweisantrag bis zum Schluss der mündlichen Verhandlung gestellt und noch zumindest 

hilfsweise aufrechterhalten hat (vgl zB BSG Beschluss vom 14.6.2005 - B 1 KR 38/04 B - Juris 

RdNr 5; BSG Beschluss vom 25.4.2006 - B 1 KR 97/05 B - Juris RdNr 6; BSG SozR 4-1500 

§ 160 Nr 13 RdNr 11 mwN). Hiervon ist auszugehen, wenn ein Beteiligter in der letzten münd-

lichen Verhandlung förmlich Beweiserhebung nach §§ 373, 402 ff ZPO iVm § 118 Abs 1 S 1 

SGG beantragt oder auf einen angekündigten förmlichen Beweisantrag Bezug nimmt (zur Ent-

scheidung durch Urteil ohne mündliche Verhandlung vgl BSG SozR 3-1500 § 124 Nr 3 S 4 f; 

BSG Beschluss vom 1.2.2013 - B 1 KR 111/12 B - RdNr 8; BSG Beschluss vom 

25.11.2013 - B 13 R 339/13 B - Juris RdNr 10; zum urteilsersetzenden Beschluss nach § 153 

Abs 4 SGG vgl BSG Beschluss vom 19.7.2013 - B 1 KR 20/13 B - RdNr 12 mwN). 

 

Die Klägerin legt demgegenüber schon nicht dar, dass sie einen Beweisantrag zumindest hilfs-

weise in der mündlichen Verhandlung am 19.2.2014 gestellt und aufrechterhalten hat. 

 

2. Der Senat sieht von einer weiteren Begründung ab (§ 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

3. Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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